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Einziger Tagesordnungspunkt1:

Zweites Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts

Drucksache:
248/05

Beteiligung:
Wi - In - R

I.

A

Der Ausschuss empfiehlt dem Bundesrat, den Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der grundlegenden Über​arbeitung des Gesetzes anzurufen.

Begründung:

Das vorliegende Gesetz genügt der Zielsetzung, einen funktionierenden Wettbewerb auf dem Strom- und Gasmarkt zu gewährleisten, nicht in ausreichender Weise. Zugleich enthält es eine Vielzahl bürokratischer Regeln, die insbesondere die kleineren Energieversorgungsunternehmen stark belasten, ohne für den Wettbewerb Vorteile zu bringen. Daher bedarf es einer grundlegenden und umfassenden Überarbeitung, die sich u.a. auf folgende Themenbereiche bezieht:

-
Entgeltgenehmigung "ex ante";

-
Ausgestaltung der Anreizregulierung;

-
Netzentgeltbildung und Kalkulationskriterien;

-
Entflechtungsregeln (inkl. steuerliche Aspekte);

-
Netzzugang;

-
Berichtspflichten;

-
Stromkennzeichnungspflicht;

-
Finanzierung der Regulierungskosten;

-
Liberalisierung des Zähl- und Messwesens;

-
Systemverantwortung der Netzbetreiber;

-
Beteiligung der Länder an der Regulierung (einschließlich der Regelung der Gebühren);

-
Erhalt des Aufkommens der Konzessionsabgaben.

(Antrag Bayern, Hessen, Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg, Hamburg, Saarland, Thüringen:

Tenor, Absatz 1 der Begründung

und achtes Tiret:





12 : 0 : 4










Enth.:
BE, NW, SN, SH

erstes Tiret:







9 : 2 : 5










Nein:
NI, RP










Enth.:
BE, MV, NW, SN, SH

zweites Tiret:






11 : 0 : 5










Enth.:
BE, MV, NW, SN, SH

drittes Tiret:






11 : 1 : 4










Nein:
BB










Enth.:
BE, MV, NW, SN

viertes Tiret ohne Klammerzusatz

und neuntes Tiret:





10 : 1 : 5










Nein:
RP










Enth.:
BE, MV, NW, SN, SH

fünftes Tiret:






11 : 1 : 4










Nein:
RP










Enth.:
BE, NW, SN, SH

sechstes und siebtes Tiret:



13 : 0 : 3










Enth.:
NW, SN, SH

zehntes Tiret:






11 : 0 : 5










Enth.:
BE, NW, RP, SN, SH

elftes Tiret ohne Klammerzusatz:

10 : 2 : 4










Nein:
BE, NI










Enth.:
HB, NW, SN, SH

Antrag Hamburg

viertes Tiret Klammerzusatz:


8 : 0 : 8










Enth.:
BW, BE, MV, NI, NW, RP, SN, SH

Antrag Hessen

elftes Tiret Klammerzusatz:



9 : 2 : 5










Nein:
BE, NI










Enth.:
BW, HB, NW, SN, SH

Antrag Hamburg

zwölftes Tiret:






5 : 0 : 11










Ja:

BE, HH, MV, SL, SH)

B

Für den Fall, dass das Plenum des Bundesrates der vorstehenden Empfehlung nicht folgt, empfiehlt der Ausschuss dem Bundesrat, den Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen anzurufen:

1.
Für den Fall, dass der Vermittlungsausschuss aus anderen Gründen einberufen wird, empfiehlt der Ausschuss die Anrufung des Vermittlungsausschusses aus folgendem Grund:

Zu Artikel 1 (§ 3 Nr. 15 EnWG)

In Artikel 1 ist § 3 Nr. 15 wie folgt zu fassen:

"15.
Energieanlagen

Anlagen zu Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie, so​weit sie nicht lediglich der Übertragung von Signalen dienen, dies schließt den Hausanschluss der Letztverbraucher bis zum Zähler sowie bei der Gasver​sorgung auch die letzte Absperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein,"

Begründung:

Die Definition im Gesetz dehnt den Energieanlagenbegriff bei der Elektrizi​tätsversorgung auf die Verteileranlagen der Letztverbraucher aus. Diese ge​hören aber nicht in den Regelungsbereich des EnWG. Deshalb ist die Begriffs​bestimmung einzuschränken auf die Anlagen, die der allgemeinen Versorgung zuzuordnen sind. Es ist eine eindeutige Grenze zwischen Energieanlage im Sinne des EnWG und den Verbrauchsanlagen der Letztverbraucher zu ziehen. Das wird mit der obigen Formulierung erreicht. 

(Antrag Schleswig-Holstein:
9 : 0 : 7








Enth.:
BW, BY, BE, NW, RP, SL, ST)

2.
Zu Artikel 1 (§ 6 Abs. 2 Satz 4a - neu - EnWG)

In Artikel 1 ist in § 6 Abs. 2 nach Satz 4 folgender Satz einzufügen:

"Die vorgenannten Steuerbefreiungen können frühestens für Maßnahmen der Entflechtung seit dem 16. Juli 2003 in Anspruch genommen werden."

Begründung:

Die Steuerbefreiung in § 6 Abs. 2 EnWG ist missverständlich formuliert. Seit dem Inkrafttreten der Richtlinie über den Elektrizitätsbinnenmarkt (2003/54/EG) und der Richtlinie über den Erdgasbinnenmarkt (2003/55/EG) war den Energieunternehmen bekannt, dass sie die Entflechtung ihrer Unter​nehmen vorantreiben mussten. Soweit dies bereits vor dem Inkrafttreten des EnWG - das mit einer einjährigen Verspätung voraussichtlich verabschiedet wird - geschehen ist, können die Unternehmen nicht schlechter gestellt werden als solche, die diesen Schritt erst nach dem Inkrafttreten des EnWG tun.

Das Datum ergibt sich aus der Veröffentlichung der beiden Richtlinien am 26. Juni 2003. 

(Antrag Hamburg:


6 : 3 : 7







Ja:

BB, HB, HH, SL, SH, TH







Nein:
HE, RP, SN)

3.
Zu Artikel 1 (§ 21 Abs. 2 Satz 1 EnWG)

In Artikel 1 sind in § 21 Abs. 2 Satz 1 die Wörter "soweit in einer Rechtsverordnung nach § 24 nicht eine Abweichung von der kostenorientierten Entgeltbildung bestimmt ist" zu streichen. 

Folgeänderungen: 

a)
In Artikel 1 sind in § 21 Abs. 2 Satz 2 die Wörter "Soweit die Entgelte kostenorientiert gebildet werden, dürfen" zu streichen und vor die Wörter "nicht berücksichtigt werden" ist das Wort "dürfen" einzufügen. 

b)
In Artikel 1 ist § 24 wie folgt zu ändern:

aa)
In Satz 2 ist die Nummer 5 zu streichen.

bb)
In Satz 4 ist die Angabe "und 5" zu streichen. 

Begründung: 

Die mögliche Befreiung der Fernleitungsnetzbetreiber von der kostenbasierten Entgeltregulierung widerspricht der Europäischen Gas-Richtlinie. Diese sieht im Erwägungsgrund Nr. 16 ausdrücklich vor, dass die Tarife für die Fernleitung "kostenorientiert" sein müssen. Auch der vom Europäischen Parlament gebilligte und kurz vor der Verabschiedung durch den Ministerrat stehende Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen sieht in Artikel 3 Abs. 1 zwingend vor, dass die Tarife der Fernleitungs​netzbetreiber die Ist-Kosten widerzuspiegeln haben. Tarifvergleiche sind dort nur als ergänzendes Kriterium zu berücksichtigen wie es auch die Verordnung über die Entgelte für den Zugang zu Gasversorgungsnetzen (GasNEV) für alle anderen als die überregionalen Fernleitungsnetze vorgesehen ist. Die im Übrigen der GasNEV zu Grunde liegende Vorstellung, dass allein auf Grund von "parallelen" Ausspeisepunkten Wettbewerb besteht, wird durch die Wettbewerbsökonomie nicht bestätigt. Weder das Bundeskartellamt noch die Monopolkommission haben in ihren jahrelangen Marktbeobachtungen die These vom Leitungswettbewerb bestätigt gefunden. Wenn es zwei parallele Ausspeisepunkte oder Leitungen gibt, liegt die Vermutung eines generell funktionierenden Transportwettbewerbs nicht nahe, sondern eher die Annahme eines marktbeherrschenden Oligopols. Zudem lässt die Regelung in der GasNEV andere für die Annahme von Leitungswettbewerb notwendige Bedingungen wie Parallelität von Einspeisepunkten, Gasqualität, freie Kapazitäten und wettbewerbliches Verhalten völlig außer Betracht.

Insbesondere auf Grund der Europarechtswidrigkeit ist die Regelung insgesamt zu streichen. Da sich auch im Wettbewerb dauerhaft keine Entgelte bilden würden, welche wesentlich über den Kapitalkosten liegen, ist damit auch kein unvertretbarer Eingriff in die Unternehmensführung der Fernleitungs​netzbetreiber verbunden. Ihnen werden nur die gleichen Nachweispflichten auferlegt wie den teilweise sehr viel kleineren Verteilnetzbetreibern. 

(Antrag Saarland:



6 : 4 : 6








Nein:
BE, MV, NI, RP








Enth.:
BW, BY, BB, NW, ST, SH)

4.
Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 2 Sätze 1, 2 und 4 EnWG)

In Artikel 1 ist in § 22 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 jeweils das Wort "Übertragungs​netzen" durch das Wort "Energieversorgungsnetzen" zu ersetzen. 

Folgeänderung: 

In Artikel 1 sind in § 118 Abs. 1 nach dem Wort "Elektrizitätsversorgungs​netzen" die Wörter "oder Gasversorgungsnetzen" einzufügen.

Begründung: 

Die Beschaffung von Ausgleichsleistungen im Gasmarkt bedarf in gleicher Weise einer Regulierung wie im Strommarkt. Das bisher nur für die Übertragungsnetzbetreiber vorgesehene transparente Ausschreibungsverfahren ist auf den Gasbereich zu erweitern. Es gibt keine sachlichen Gründe für eine Privilegierung der Betreiber von Gasversorgungsnetzen. 

Die Folgeänderung ist auf Grund der Erweiterung des Anwendungsbereichs von § 22 Abs. 2 EnWG notwendig.

(Antrag Saarland:



6 : 2 : 8








Nein:
NI, RP








Enth.:
BW, BY, BE, BB, MV, NW, ST, SH)

5.
Zu Artikel 1 (§ 46 Abs. 3 Sätze 2a - neu -, 2b - neu - EnWG)
In Artikel 1 sind in § 46 Abs. 3 nach Satz 2 folgende Sätze einzufügen:

"Beabsichtigen die Gemeinden eine Verlängerung von Verträgen nach Absatz 2 vor Ablauf der Vertragslaufzeit, so sind die bestehenden Verträge zu beenden und die vorzeitige Beendigung sowie das Vertragsende bekannt zu machen. Vertragsabschlüsse mit Unternehmen dürfen frühestens drei Monate nach Bekanntgabe der vorzeitigen Beendigung erfolgen." 

Begründung: 

Der Bundesrat ist weiterhin der Auffassung, dass eine Sonderregelung für die vorzeitige Beendigung von Wegenutzungsverträgen erforderlich ist. Durch diese Regelung wird gewährleistet, dass auch im Falle einer vorzeitigen Verlängerung von Wegenutzungsverträgen interessierte Energieversorgungs​unternehmen von der Eröffnung des Wettbewerbs um das Wegenutzungsrecht Kenntnis erlangen und ihr Interesse gegenüber der Gemeinde bekunden können. Ferner trägt die Beendigung der bestehenden Verträge dazu bei, dass sich sämtliche interessierte Energieversorgungsunternehmen bei Interessenbe​kundung und Verhandlung in einer behinderungs- und diskriminierungsfreien Ausgangssituation befinden.

(Antrag Niedersachsen:


7 : 4 : 5








Nein:
BB, HH, RP, ST








Enth.:
BW, BY, BE, NW, SH)

6.
Zu Artikel 1 (§ 47 EnWG)

In Artikel 1 ist § 47 zu streichen.

Begründung:

Die Bestimmung ist missverständlich und auch überflüssig. Die Vorschrift verpflichtet das Energieversorgungsunternehmen nur, dem Wegebaulastträger die erfolgte Übertragung der Rechte und Pflichten mitzuteilen und vermittelt damit den Eindruck, dass die Übertragung der vertraglichen Rechte und Pflichten auf einen Dritten ohne Mitwirkung des jeweiligen Wege​baulastträgers als Vertragspartner möglich sein soll. Eine reine Informationspflicht ist aber unzureichend und widerspricht der bisherigen Praxis. Die Übertragung der vertraglichen Rechte und Pflichten auf einen Dritten stellt eine Änderung des Vertrages dar, die nur durch das Zusammenwirken beider Vertragsparteien bewirkt werden kann. Demgemäß wird in den Wegebenutzungsverträgen auch üblicherweise klargestellt, dass die Übertragung der Rechte und Pflichten auf ein anderes Energiever​sorgungsunternehmen der Zustimmung des Wegebaulastträgers bedarf. Die jetzt vorgesehene Regelung greift überflüssigerweise in die Vertragsfreiheit der Betroffenen ein und ist daher zu streichen. Hierfür spricht außerdem auch der Grundsatz der Deregulierung. 

Im Übrigen hatte die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zu der Stellungnahme des Bundesrates (BT-Drs. 15/4068) auf die Notwendigkeit einer umgehenden Anzeige des Wechsels der Eigentumsverhältnisse gegenüber dem jeweiligen Wegebaulastträger hingewiesen und zugesagt zu prüfen, ob eine gesetzliche Verpflichtung der Energieversorgungsunternehmen zur Anzeige eigentumsrechtlicher Änderungen erforderlich sei oder die in der Praxis im Regelfall bestehende vertragliche Verpflichtung ausreiche. Abgesehen davon, dass eine solche Prüfung – soweit ersichtlich – bislang nicht erfolgt ist, würde die Beschränkung auf eine gesetzlich normierte reine Anzeigepflicht aus den dargestellten Gründen nicht nur unzureichend sein, sondern auch Anlass zu Missverständnissen über den Umfang der Pflichten der Energieversorgungsunternehmen geben.

(Antrag Hamburg:



7 : 5 : 4








Nein:
BY, HE, NI, RP, TH








Enth.:
BW, NW, ST, SH)

7.
Für den Fall, dass der Vermittlungsausschuss aus anderen Gründen einberufen wird, empfiehlt der Ausschuss die Anrufung des Vermittlungsausschusses aus folgendem Grund:

Zu Artikel 1 (§ 49 Abs. 5 EnWG)

In Artikel 1 ist § 49 Abs. 5 wie folgt zu fassen:

"(5) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgt grundsätzlich in eigener Verantwortung der Energieversorgungsunternehmen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die Errichtung und den Betrieb von Energieanlagen untersagen, die nicht den in diesem Gesetz bestimmten Anforderungen an die technische Sicherheit von Energieanlagen genügen. Sie kann die zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 2 erforderlichen Maßnahmen treffen."

Begründung:

Im EnWG von 1935 war in § 1 die Energiewirtschaft ganz allgemein der Behördenaufsicht unterstellt. Mit der Novellierung des EnWG 1998 wurde der § 18 "Aufsichtsmaßnahmen, Auskunftspflicht, Betretungsrecht" eingeführt. § 18 Abs. 1 EnWG enthält folgende Regelung: "Die Behörde überwacht die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes …" Bereits diese Konkretisierung der Aufsichtspflicht löste in den Ländern die Besorgnis aus, dass die Energieaufsichtsbehörden in verstärktem Maße in die Pflicht genommen werden könnten und zwar insbesondere weil die Überwachung der Einhaltung der technischen Anforderungen an Energieanlagen - entgegen der bis dahin herrschenden Rechtsauffassung - als eine Verpflichtung zur Präventivkontrolle ausgelegt werden könnte. 

Daraufhin erfolgte eine Rechtsauslegung des damaligen BMWi in Abstimmung mit dem BMJ mit Schreiben vom 17. Juli 1998 (III B 1 -7017/5-33 1147/98). Darin wird festgehalten, dass § 18 EnWG a.F. keine Verpflichtung der Aufsichtsbehörden zu präventiven Kontrollmaßnahmen begründet, sondern an der alten Rechtsauffassung festzuhalten sei. In § 49 Abs. 5 EnWG-neu des Teils 6 "Sicherheit und Zuverlässigkeit der Energieversorgung" wird das Problem erneut aufgeworfen. Es bedarf daher einer Klarstellung dahingehend, dass keine Ausdehnung behördlicher Pflichten beabsichtigt ist. Dem sollte bereits durch den Gesetzestext eindeutig Rechnung getragen werden. Das wird mit der obigen Formulierung erreicht.

(Antrag Schleswig-Holstein:
7 : 2 : 7








Nein:
NI, RP








Enth.:
BW, BY, BE, MV, NW, SL, ST)

8.
Zu Artikel 1 (§ 110 EnWG)

In Artikel 1 ist § 110 wie folgt zu fassen:

"§ 110

Objektnetze

(1) Die Teile 2, 3 und 4 sowie die §§ 4, 52 und 92 finden keine Anwendung auf Energieversorgungsnetze,

a)
die sich auf einem räumlich zusammenhängenden Werksgebiet befinden und die überwiegend dem Transport von Elektrizität oder Gas innerhalb des eigenen Unternehmens oder zu im Sinne der Nummer 38 verbundenen Unternehmen dienen,

b)
die sich ausschließlich auf privatem Grund befinden und die dem Netzbetreiber oder einem Beauftragten dazu dienen, einen bestimmbaren Kreis von Letztverbrauchern im Rahmen eines übergeordneten Geschäfts​zwecks mit Elektrizität oder Gas zu beliefern, 

c)
die sich auf einem räumlich eng zusammenhängenden Gebiet befinden und die überwiegend der Eigenversorgung dienen, 

sofern das Netz nicht der allgemeinen Versorgung im Sinne von § 3 Nr. 17 dient.

(2) Eigenversorgung im Sinne von Absatz 1 Buchstabe c ist die unmittelbare Versorgung von Letztverbrauchern aus der für seinen Eigenbedarf errichteten Eigenanlage oder aus einer Anlage, die von einem Dritten ausschließlich oder überwiegend für die Versorgung eines bestimmbaren Letztverbrauchers errichtet und betrieben wird. 

(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde entscheidet auf Antrag, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. Die Genehmigung kann versagt oder entzogen werden, wenn 

a)
der Betreiber des Objektnetzes oder sein Beauftragter nicht die personelle, technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit besitzen, um den Netz​betrieb entsprechend den Vorschriften dieses Gesetzes auf Dauer zu ge​währleisten oder

b)
der Betrieb des Objektnetzes zu schwerwiegenden Nachteilen für das Energieversorgungsnetz im verbleibenden Gemeindegebiet führt. 

Die Regulierungsbehörde wird über Entscheidungen nach Absatz 3 benach​richtigt. 

(4) Sollten die Voraussetzungen nach Absatz 1 entfallen, findet für den Netzanschluss § 17 Anwendung, ein Anspruch auf allgemeine Anschlusspflicht nach § 18 besteht in diesem Fall nicht."

Als Folge ist

in Artikel 1 § 3 die Nummer 40 zu streichen.

Begründung:

Die vorgesehene Regelung zu den Werksnetzen ist umständlich formuliert und unklar in der Aussage, welche Fallgruppen erfasst sein sollen. Hier ist eine Neufassung zur Vermeidung einer erheblichen Rechtsunsicherheit erforderlich. Die von Wettbewerbsregelungen freigestellten Netze sind klar und diskrimi​nierungsfrei zu definieren. Darüber hinaus ist die geplante Zuständigkeits​regelung sachwidrig. 

Die Bestimmung lässt im Unklaren, welche Fallgruppen gemeint sind. Es hat sich allerdings in der Praxis erwiesen, dass es nicht sinnvoll ist, jedes Benut​zungsverhältnis in der leitungsgebundenen Energieversorgung den Anforde​rungen des Gesetzes zu unterstellen. In verschiedenen Fällen wie Untermiete, Flughäfen, Pflegeheime, Einkaufszentren akzeptieren die Energieabnehmer gemeinhin die Anschlussbedingungen und die Energielieferung auf Grund einer umfassenderen Interessenlage im Rahmen eines vertraglichen Gesamt​pakets. Es ist dann angebracht, die entsprechenden Netze nicht der gesetzlichen Überwachung und Regulierung zu unterwerfen. Vielmehr ist es in diesen Fällen weiterhin sachgerecht, etwaige Konflikte zivilrechtlich zu regeln. In diesem Zusammenhang ist auch zu beachten, dass es ordnungspolitisch nicht vertretbar ist, industrielle Arealversorgungen anders zu behandeln als ver​gleichbare Versorgungskonstellationen etwa im Dienstleistungsbereich. Mit der obigen Regelung konzentriert sich das Gesetz gleichzeitig gemäß seiner wesentlichen Zielrichtung darauf, die öffentliche Energieversorgung sicherzu​stellen und zu regulieren. 

Weiterhin ist die in dem Gesetz vorgesehene Zuständigkeitsregelung nicht aus​gewogen. Bei den hier erfassten Netzen und Eigenversorgungen geht es um kleinere Netze mit starken regionalen Berührungspunkten, die für die örtliche Infrastruktur wichtig sind. Daher ist eine Länderzuständigkeit sinnvoll und angebracht. Zudem ist es nicht hinnehmbar, dass einerseits die Bundesbehörde einen Netzbetreiber von Genehmigungspflichten einschließlich einer Zuver​lässigkeitsprüfung freistellt und die nicht beteiligte Landesenergieaufsicht gleichwohl eine Art Garantenstellung für die technische Leistungsfähigkeit übernehmen muss, die sie eigentlich gerade über § 4 EnWG prüfen könnte. Die Landesbehörden erhalten mit dieser Regelung die Möglichkeit, anhand sach​gerechter Kriterien die Genehmigung zu prüfen und ggf. auch zu entziehen. Die vorgesehene Benachrichtigung an die Regulierungsbehörde dient der Transparenz und der einheitlichen Vorgehensweise der Landesbehörden.

Durch die Neuformulierung wird die in § 3 Nr. 40 EnWG enthaltene geson​derte Begriffsbestimmung der Werknetze überflüssig. 
(Antrag Hamburg:



9 : 3 : 4








Nein:
HE, NI, RP








Enth.:
BW, BB, NW, ST)

9.
Zu Artikel 1 (§ 117a Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 Nrn. 2 und 3 EnWG)

In Artikel 1 ist § 117a wie folgt zu ändern:

a)
In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort "Elektrizitätsversorgungsnetzen" durch das Wort "Energieversorgungsnetzen" zu ersetzen. 

b)
In Absatz 2 Satz 3 Nrn. 2 und 3 sind jeweils nach dem Wort "Elektrizitäts​versorgungsnetzen" die Wörter "oder Gasversorgungsnetzen" einzufügen.

Begründung: 

Die bisher nur für die Nutzung von Elektrizitätsversorgungsnetzen vorgesehene Ex-Ante-Entgeltgenehmigung ist auf die Gasversorgungsnetze auszudehnen. Es gibt keine sachliche Rechtfertigung für die Privilegierung der Betreiber von Gasversorgungsnetzen. Angesichts der Tatsache, dass es bisher fast ausschließlich im Strommarkt zu einer Belebung des Wettbewerbs kam, ist gerade im Bereich der Gasversorgungsnetze eine strenge Regulierung geboten. Der fehlende Wettbewerbsdruck zeigt sich auch in der aktuellen Diskussion um die Erhöhung der Gaspreise für Haushaltskunden. 

(Antrag Saarland:



7 : 1 : 8








Nein:
RP








Enth.:
BW, BY, BE, BB, MV, NW, ST, SH)

10.
Zu Artikel 3 Abs. 35 Nr. 1 - neu - (§ 4 Abs. 3 Satz 2 EEG)
In Artikel 3 ist Absatz 35 wie folgt zu fassen:

"(35)
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1918) wird wie folgt geändert:

1.
§ 4 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

'Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 zur vorrangigen Abnahme des in diesen Anlagen erzeugten Stroms besteht nur, soweit das Netz oder der Netzbereich nicht durch Strom aus zeitlich vor diesen Anlagen angeschlossenen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien oder Grubengas oder in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugtem Strom vollständig ausgelastet ist; die Verpflichtung zum unverzüglichen Ausbau nach Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt.'

2.
In § 13 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe '§ 16' durch die Angabe '§ 49' ersetzt."

Begründung:

Bei ausgelasteten Netzkapazitäten sind Netzbetreiber verpflichtet, zu Gunsten der Aufnahme von EEG-Strom eine Leistungsreduzierung bzw. Abschaltung von umweltfreundlichen kommunalen und industriellen erdgasgefeuerten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen vorzunehmen. Da diese Anlagen i. d. R. nach dem Wärmebedarf ausgelegt und gefahren werden, führt die Reduzierung der Stromeinspeisung zu nicht hinnehmbaren Einschränkungen in der Wärme​erzeugung für Haushalte oder Produktionsprozesse. Damit wird eine umwelt​freundliche, betriebs- und volkswirtschaftlich effiziente Form der Energie​erzeugung verdrängt. Der Zweck des neuen Energiewirtschaftsgesetzes - eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und um​weltverträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elek​trizität und Gas - wäre somit verfehlt. Außerdem wird mit der jetzigen EEG-Vorrangregelung gegen die Eigentumsgarantie gemäß Artikel 14 des Grund​gesetzes verstoßen. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird die Verpflichtung zur vorrangigen Abnahme von Strom aus neuen EEG-Anlagen nur dann eingeschränkt, wenn das Stromnetz bereits durch die Stromeinspeisung aus bestehenden EEG- und KWK-Anlagen vollständig ausgelastet ist.

(Antrag Brandenburg:


8 : 2 : 6








Nein:
NI, RP








Enth.:
BW, BE, NW, SL, ST, SH)

11.
Zu Artikel 3 Abs. 40 Nr. 3a - neu - (§ 2 Abs. 7 Satz 1 KAV)

In Artikel 3 Abs. 40 ist nach Nummer 3 folgende Nummer einzufügen:

"3a.

§ 2 Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

'Unbeschadet von § 1 Abs. 3 und 4 gelten Stromlieferungen aus dem Niederspannungsnetz (bis 1 kV) konzessionsabgabenrechtlich als Lie​ferungen an Tarifkunden, es sein denn, die gemessene Leistung des Kunden überschreitet in mindestens zwei Monaten des Abrechnungs​jahres 30 kW und der Jahresverbrauch beträgt mehr als 30.000 kWh.'"

Begründung:

Im Hinblick auf die in Artikel 3 Abs. 40 Nrn. 3 und 4 vorgesehene Definition des Tarif- und Sondervertragskunden ist eine Anpassung des vorhandenen § 2 Abs. 7 KAV erforderlich, damit keine Rechtsunsicherheit entsteht, die das Konzessionsabgabeaufkommen gefährdet. 

Mit der vorgesehenen Neuregelung wird § 1 KAV durch einen Absatz 3 ergänzt, der festlegt, wer Tarifkunde im Sinne der KAV ist. Dabei wird zur Begriffsbestimmung des Tarifkunden auf §§ 36, 38, 115 Abs. 2 und § 116 EnWG Bezug genommen. § 36 EnWG erfasst den Haushaltskunden, der in § 3 Nr. 22 EnWG definiert ist. Neben dem Eigenverbrauch im Haushalt ist danach der Eigenverbrauch für berufliche und gewerbliche Zwecke bis 10.000 kWh/a einbezogen. Hieraus könnte man schlussfolgern, dass diese Definition maßgeblich für den Tarifkunden im Sinne der KAV ist. Dies stände jedoch für den Strombereich im Widerspruch zu dem geltenden § 2 Abs. 7 KAV, der den Tarifkundenkreis weiter (< 30.000 kWh) fasst. Um einer Rechtsunsicherheit entgegenzuwirken, ist eine Klarstellung erforderlich, dass der geltende § 2 Abs. 7 KAV uneingeschränkt fort gilt. Der in § 2 Abs. 7 KAV bisher enthaltene Bezug auf Sonderkundenverträge sollte dabei entfallen, weil dieser im Hinblick auf die im künftigen § 1 Abs. 4 KAV vorgesehene Definition des Sondervertragskunden irreführend ist, d.h. es soll die Folgerung verhindert werden, dass § 2 Abs. 7 KAV nur für die Kunden gilt, die nicht von § 3 Nr. 22 EnWG erfasst sind.

(Antrag Hamburg:



8 : 2 : 6








Nein:
HE, NI








Enth.:
BW, BY, BB, NW, RP, ST)

II.

Aus der Diskussion:

1.
Die Vertreterin Nordrhein-Westfalens berichtet:

"Das Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, enthält im Wesent​lichen eine vollständige Neufassung des Energiewirtschaftsgesetzes sowie zahlreiche Folgeänderungen in anderen Gesetzen, insbesondere des Gesetzes über die (künftige) Bundesnetzagentur, die bisherige Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post.

Mit dem Gesetz soll das Binnenmarktpaket für die leitungsgebundene Energieversorgung, bestehend aus der EU-Stromrichtlinie (2003/54/EG), der EU-Gasrichtlinie (2003/55/EG) sowie der EU-Verordnung zum grenzüber​schreitenden Stromhandel ((EG) Nr. 1228/2003), in deutsches Recht umgesetzt werden. Vor allem die beiden Binnenmarktrichtlinien enthalten umfangreiche rechtliche Vorgaben für die Ausgestaltung des nationalen Energiewirtschafts​rechts. Insbesondere hat sich die Europäische Union vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit den bisher in den Mitgliedstaaten angewandten Netzzugangs​modellen für ein System staatlicher Regulierung in den Mitgliedstaaten ent​schieden, die einen diskriminierungsfreien Netzzugang für alle Marktteilnehmer als Voraussetzung für den Wettbewerb sicher stellen und zugleich ein hohes Maß an Versorgungssicherheit gewährleisten soll. 

Schwerpunkt des Gesetzes sind die Vorschriften über die künftige Regulierung des Zugangs zu den Strom- und Gasnetzen. Der Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages hält an den wesentlichen Elementen, insbesondere am sektorspezifischen Regulierungsmodell des Gesetzentwurfs der Bundes​regierung fest. Der Vollzug der Vorschriften für die Netzregulierung wird der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post übertragen, die in Bundesnetzagentur umbenannt wird. Die Befugnisse der Regulierungsbehörde werden im Einzelnen geregelt, wobei neben den üblichen aufsichtsbehördlichen Befugnissen auch eine Befugnis zur Abschöpfung missbräuchlich überhöhter Netzentgelte vorgesehen ist. 

Gegenüber dem Gesetzentwurf sind folgende Änderungen hervorzuheben:

-
Maßstab der Entgeltbildung für die Netznutzung sollen zunächst, wie im Regierungsentwurf vorgesehen, die bei einem effizienten Netzbetrieb ent​stehenden Kosten sein. Dieses System kostenorientierter Entgeltbildung soll jedoch sobald wie möglich durch ein System der Anreizregulierung abgelöst werden. Hierbei werden den Netzbetreibern für eine Regulierungs​periode von zwei bis fünf Jahren Obergrenzen und evtl. auch 'Senkungs​pfade' für die Netzentgelte vorgegeben. Darüber hinaus erwirtschaftete Effizienzvorteile verbleiben für die Dauer der Regulierungsperiode beim Netzbetreiber und werden erst in künftigen Regulierungsperioden bei der Festlegung der Obergrenzen berücksichtigt; hieraus ergibt sich die 'Anreiz​wirkung' des Systems. 

Mit diesen Vorgaben für einen Übergang zur Anreizregulierung greift der Gesetzesbeschluss eine wesentliche Forderung des Bundesrates aus dem ersten Durchgang auf. 

Ein konkretes Modell für die Anreizregulierung soll von der Bundesnetzagentur erarbeitet werden. Sie soll auch durch Festlegung frühestens ein Jahr und spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes über die Einführung der Anreizregulierung entscheiden, sofern nicht der Verordnungsgeber eine entsprechende Regelung trifft.

-
Die Forderung des Bundesrates aus dem ersten Durchgang nach einer Genehmigungspflicht für die konkreten Netznutzungsentgelte wird im Gesetzesbeschluss teilweise aufgegriffen. Vorgesehen ist eine ex-ante-Kontrolle bei künftigen Erhöhungen der Netzentgelte, allerdings nur als Anzeigeverfahren mit Untersagungsmöglichkeit und nur für den Strom-, nicht für den Gasbereich. 

Wie der Gesetzentwurf sieht der Gesetzesbeschluss eine zentrale Regulierungs​zuständigkeit der Bundesnetzagentur vor. Die Forderung des Bundesrates aus dem ersten Durchgang nach Aufteilung der Regulierungsaufgaben zwischen Bund und Ländern nach dem Vorbild des Gesetzes gegen Wettbewerbs​beschränkungen wird demnach nicht aufgegriffen."

2.
Die Vertreterin Berlins bittet die Vertreter der Bundesregierung zu prüfen, ob nachstehende Ergänzung des Gesetzes erforderlich sei:

"Zu Artikel 3 Abs. 40 Nr. 4 (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KAV)

In Artikel 3 Abs. 40 Nr. 4 § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind nach den Wörtern 'in Niederspannung' die Wörter 'und in Niederdruck' einzufügen.

Begründung:

Durch die vorgeschlagene Ergänzung wird klargestellt, dass in der Konzes​sionsabgabenverordnung in folgerichtiger Anwendung der Regelungen für Strom- und Gasnetze ein Preisrabatt bei der Nutzung der Leitungsnetze für den Eigenverbrauch der Kommunen künftig nicht nur für Stromnetze, sondern auch für Gasnetze erlaubt ist."

3.
Der Vorsitzende stellt zunächst die Frage, wer allgemein der Anrufung des Vermittlungsausschusses zustimmt.

Die Frage findet eine Mehrheit mit 13 : 0 : 3 Stimmen

(Enth.:
BE, NW, SH).

Er stellt sodann die unter I. und III. wiedergegebenen Anträge zur Abstimmung, die mit den dort wiedergegebenen Mehrheiten angenommen (I.) bzw. abgelehnt (III.) werden.

III.

Abgelehnte Anträge

1.
Zu Artikel 1 (§ 20 Abs. 1 Satz 4 EnWG)

In Artikel 1 sind in § 20 Abs. 1 Satz 4 nach dem Wort "massengeschäfts​tauglich" die Wörter "und börsenfähig" einzufügen. 

Begründung: 

Die Börsenfähigkeit der Netzzugangsregelungen ist Voraussetzung für die Entstehung liquider Märkte für den Handel mit Elektrizität und Gas. Das Beispiel der Leipziger Strombörse EEX zeigt, dass durch Börsenhandel eine Transparenz geschaffen wird, welche zum Wohle der Verbraucher für die marktgerechte Beschaffung von Energie genutzt werden kann. Der börsliche Handel von Elektrizität und Gas ist nur möglich, wenn der Netzzugang auf die besonderen Anforderungen der Börse zugeschnitten ist. Dazu gehören u.a. die Transaktions- und Entfernungsunabhängigkeit des Netzzugangs. 

(Antrag Saarland:



4 : 5 : 7








Ja:

BE, HH, SL, TH








Enth.:
BW, BY, HB, MV, NW, ST, SH)

2.
Zu Artikel 1 (§ 20 Abs. 1a Sätze 3 und 4 EnWG)

In Artikel 1 sind in § 20 Abs. 1a Sätze 3 und 4 jeweils die Wörter "zum gesamten Elektrizitätsversorgungsnetz" durch die Wörter "zu allen Elektrizitäts​versorgungsnetzen" zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung des Gewollten. Durch die gesetzliche Regelung soll das bisher schon praktizierte System festgeschrieben werden, in dem durch den Abschluss eines Vertrages der Zugang zum gesamten deutschlandweiten Elektrizitätsversorgungsnetz gewährt wird. Die bisherige Formulierung bringt dies nicht in der gewünschten Klarheit zum Ausdruck. 

(Antrag Saarland:



4 : 5 : 7








Nein:
MV, NI, RP, SN, ST








Enth.:
BW, BY, BE, BB, HB, NW, SH)

3.
Zu Artikel 1 (§ 20 Abs. 1b EnWG)

In Artikel 1 ist § 20 Abs. 1b wie folgt zu fassen:

"(1b) Zur Ausgestaltung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen bilden Betreiber von Gasversorgungsnetzen Bilanzzonen, für die jeder Netzbetreiber Einspeise- und Ausspeisekapazitäten anbietet, die den Netzzugang zur Bilanzzone ohne Festlegung eines transaktionsabhängigen Transportpfades ermöglichen und unabhängig voneinander nutzbar und handelbar sind. Eine Bilanzzone umfasst alle Gasversorgungsnetze oder Teile von Gasversorgungs​netzen eines oder mehrerer Betreiber, über die Gasmengen ohne dauerhafte technische Einschränkungen ausgetauscht werden können. Alle Betreiber von Gasversorgungsnetzen sind verpflichtet, in dem Ausmaß zusammen zu arbeiten, das erforderlich ist, damit durch den Betreiber von Gasversorgungsnetzen, der den Vertrag über Ein- oder Ausspeisekapazität abgeschlossen hat, der Zugang zu allen Gasversorgungsnetzen in der Bilanzzone gewährleistet werden kann. Betreiber von über Netzkopplungspunkte verbundenen Netzen verschiedener Bilanzzonen haben bei der Berechnung und Ausweisung von technischen Kapazitäten in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich ist, um in möglichst hohem Umfang aufeinander abgestimmte Kapazitäten in den miteinander verbundenen Bilanzzonen ausweisen zu können. Bei einem Wechsel des Gaslieferanten kann der neue Gaslieferant vom bisherigen Gaslieferanten die Übertragung der vom bisherigen Gaslieferanten gebuchten Ein- und Ausspeisekapazitäten verlangen. Der Netzzugang durch die Letzt​verbraucher und Lieferanten setzt voraus, dass über einen Bilanzkreis, der in ein vertraglich begründetes Bilanzkreissystem nach Maßgabe einer Rechts​verordnung über den Zugang zu Gasversorgungsnetzen einbezogen ist, ein Ausgleich zwischen Einspeisung und Ausspeisung stattfindet. Abweichend von Satz 1 haben Betreiber eines örtlichen Verteilernetzes nach Maßgabe einer Rechtsverordnung über den Zugang zu Gasversorgungsnetzen den Netzzugang durch Übernahme des Gases an Einspeisepunkten ihrer Netze für alle angeschlossenen Ausspeisepunkte zu gewähren. Die Betreiber der über​regionalen Fernleitungsnetze richten in den Bilanzzonen jeweils einen Handels​punkt ein, auf dem Gasmengen ohne physische Ein- oder Ausspeisung über​tragen werden können (virtueller Handelspunkt)."

Folgeänderungen:

In Artikel 1 ist § 3 wie folgt zu ändern:

a)
In Nummer 10a sind die Wörter "im Elektrizitätsbereich innerhalb einer Regelzone" zu streichen. 

b)
Nummer 10b ist wie folgt zu fassen:

"10b.
Bilanzzone

im Gasbereich die Gasversorgungsnetze oder Teile von Gasversorgungsnetzen eines oder mehrerer Betreiber, über die Gasmengen ohne dauerhafte technische Einschränkungen ausgetauscht werden können,"

Begründung: 

Die Beschreibung des Systems für den Zugang zu Gasversorgungsnetzen in § 20 Abs. 1b EnWG ist unzureichend. Das dort beschriebene Gasnetzzugangs​modell zementiert das bisherige zersplitterte entfernungs- und transaktions​abhängige System des Netzzugangs. Die Organisation des Netzzugangs war im Elektrizitätsmarkt deshalb erfolgreich, weil der Lieferant nur einen Netz​nutzungsvertrag mit einem Netzbetreiber, aus dessen Netz die Entnahme von Elektrizität erfolgen sollte, abschließen muss. Durch diesen erhält er Zugang zum gesamten deutschen Elektrizitätsversorgungsnetz. Dadurch wird die Entfernungsunabhängigkeit gesichert. Liquide und börsenfähige deutschland​weite Märkte werden geschaffen. Deshalb wird dieses System zu Recht in § 20 Abs. 1b EnWG für den Strommarkt gesetzlich verankert. Es gibt keine nachvollziehbaren Gründe dafür, ein vergleichbares System nicht auch für die Gasversorgungsnetze vorzugeben. Stattdessen soll erst am 1. Juli 2007 die Regulierungsbehörde nach § 112 Nr. 6 EnWG einen Bericht über die Möglichkeit der Einführung eines einheitlichen Marktgebietes bei Gasversor​gungsnetzen vorlegen. Damit vergehen weitere drei Jahre seit der europa​rechtlich vorgeschriebenen Umsetzung der Gas-Richtlinie. Bereits jetzt liegen auf Grund der Erfahrungen der Marktteilnehmer mit dem System der BEB und internationalen Entry-Exit-System (z. B. in den Niederlanden und Groß​britannien) und auf Grund der Empfehlungen des Madrid-Forums ausreichend Erkenntnisse über die Funktionsfähigkeit eines solchen Systems vor. 

Die für Elektrizitätsversorgungsnetze geltenden Regelungen aus § 20 Abs. 1a EnWG sind daher soweit wie möglich auch für den Zugang zu Gasversor​gungsnetzen zu übernehmen. Sofern auf Grund technisch-physikalischer Umstände wie z. B. unterschiedlichen Gasqualitäten und eingeschränkten Ka​pazitäten Besonderheiten vorherrschen, kann dem Rechnung getragen werden. Dazu ist die Bildung von Bilanzzonen (oder Regelzonen) vorgesehen. Der Begriff "Bilanzzone" ist in § 3 Nr. 10b EnWG etwas anders als bisher zu definieren. Bilanzzonen sollen dort ihre Grenze haben, wo technische Ein​schränkungen einen ungehinderten Austausch von Gasmengen beschränken. Für den Zugang zu den Gasversorgungsnetzen einer Bilanzzone reicht nach dem Vorbild des Elektrizitätsmarktes der Abschluss eines Vertrages mit einem der zur Bilanzzone gehörenden Netzbetreiber. Anders als im Strommarkt muss wegen der Beschränkung der Einspeisekapazitäten sowohl ein Vertrag über Einspeise- als auch über Ausspeisekapazitäten abgeschlossen werden. Dieser vermittelt den Zugang zu den gesamten Gasversorgungsnetzen oder Teilen der Gasversorgungsnetze, welche zu der Bilanzzone gehören. 

Diese grundsätzliche Neuregelung führt zu einer erheblichen Vereinfachung der zugleich sehr komplexen und sehr vagen Regelung in § 20 Abs. 1b EnWG. Auf Grund der Bildung der Bilanzzonen genügt eine Regelung für eine allgemeine Kooperationspflicht, welche der für den Elektrizitätsmarkt geltenden Bestimmung in § 20 Abs. 1a Satz 3 EnWG nachgebildet werden kann. 

Die im bisherigen § 20 Abs. 1b Satz 3 EnWG vorgesehene Verpflichtung, die "Zahl der Netze … möglichst gering zu halten" kann ebenfalls gestrichen werden, da sie einen nicht vollzugsfähigen Programmsatz darstellt. Zudem geht es nicht um die Verringerung der Zahl der "Netze", sondern der Bilanzzonen. Die Zahl der Netze könnte nur durch Zusammenlegung von Netzen verringert werden. Damit wäre ein zur Zeit nicht gewollter Eingriff in das Netzeigentum verbunden. Auch das im bisherigen § 20 Abs. 1a Satz 5 EnWG geregelte Vertragsmanagement kann entfallen. 

Zusätzlich ist die Regelung über Bilanzkreise aus § 20 Abs. 1a EnWG zu übernehmen. 

Schließlich ist eine Regelung über die Einrichtung virtueller Handelspunkte aufzunehmen. Auf diesen können Gasmengen ohne zwingende Buchung und Verbindung von physischen Ein- und Ausspeisemengen ausgetauscht werden. Ein Lieferant, der einen Versorgungskunden im Bereich einer Bilanzzone (bzw. eines bestimmten Fernleitungsnetzes) beliefern möchte, könnte am virtuellen Handelspunkt dieses Fernleitungsnetzes Gas einkaufen und über physisch gebuchte Ausspeisekapazität an seinen Kunden liefern. Damit würde ein netzübergreifender Transport häufig entbehrlich werden. Zugleich würden liquide und börsenfähige Marktplätze in den einzelnen Zonen entstehen und dem Gasmarkt zu einem wirklichen Quantensprung verhelfen. Solche virtuellen Handelspunkte haben internationale Vorbilder (Title Transfer Facility (TTF) in den Niederlanden und National Balancing Point (NBP) in Großbritannien). Auch BEB hat einen solchen virtuellen Handelspunkt seit Juli 2004 in seinem Netz etabliert. 

Die in Satz 5 empfohlene Änderung betrifft die durch das Gesetz vorgesehene überflüssige Einschränkung des so genannten "Rucksackprinzips". Bei einem Wechsel des Lieferanten ist die Verpflichtung zur Übertragung der von dem alten Lieferanten gebuchten Kapazität auf den neuen Lieferanten für die Entstehung von Wettbewerb unerlässlich. Die Verpflichtung des neuen Lieferanten zum Nachweis, dass er ohne die Übertragung der Kapazität seiner Lieferverpflichtung nicht nachkommen kann, führt zwangsläufig zu Auslegungs- und Rechtsstreitigkeiten. Es gibt keine nachvollziehbaren sachlichen Gründe für diese Nachweispflicht. 

Durch eine flankierende Verordnungsermächtigung können die Bedingungen für die Bildung von Bilanzzonen näher konkretisiert werden. Dort kann insbesondere vorgesehen werden, dass die Grenzen der Bilanzzonen nach Anhörung aller Marktbeteiligten durch die Regulierungsbehörde festgesetzt werden. Dabei ist den Betreibern der Gasversorgungsnetze die Möglichkeit zu eröffnen, dauerhafte technische Restriktionen nachzuweisen, welche die Verkleinerung von Bilanzzonen bis hin zur Bildung von Teilnetzen erfordern könnten. 

Zu den Folgeänderungen:
Buchstabe a:

Da selbst die Verordnung über den Zugang zu Gasversorgungsnetzen der Bundesregierung vom 15. April 2005 die Bildung von Bilanzkreisen vorsieht (§§ 31, 32 GasNZV), ist die Definition entsprechend zu erweitern. 

Buchstabe b:

Die Definition entspricht der vorgeschlagenen Neuregelung in § 20 Abs. 1b Satz 2 EnWG. 

(Antrag Saarland:



4 : 4 : 8








Nein:
BB, HE, NI, RP








Enth.:
BW, BY, BE, MV, NW, SN, ST, SH)

4.
Für den Fall, dass der Vermittlungsausschuss aus anderen Gründen einberufen wird, empfiehlt der Ausschuss die Anrufung des Vermittlungsausschusses aus folgendem Grund:

Zu Artikel 1 (§ 21 Abs. 2 Satz 1 EnWG)

In Artikel 1 ist in § 21 Abs. 2 Satz 1 das Wort "Nettosubstanzerhaltung" durch die Wörter "leistungsäquivalenten Substanzerhaltung" zu ersetzen.

Begründung:

Am Prinzip der Kostenorientierung ist festzuhalten. Die Transparenz der Kostenermittlung und die der Erhaltungsziele sind dabei von besonderer Bedeutung. Die langfristig zu gewährende Funktionsfähigkeit der Netze gebietet es, die Substanzerhaltung und damit den Erhalt mengenmäßiger Vermögensgegenstände in den Vordergrund zu stellen. Auf der Grundlage einer leistungsäquivalenten Sachkapitalerhaltung wird durch Gegenüber​stellung von Bilanzdaten, die die nominellen Anschaffungs- und Herstellungs​werte dokumentieren zu den steuerrechtlich gebildeten Abschreibungen (Endstand AfA) unmittelbar ersichtlich, in welchem Umfang in das Netz in der Vergangenheit investiert wurde und zukünftig investiert werden soll (langfristige Reinvestitionsquote). Die Investitionsleistung des Unternehmens wird somit transparent. Die langfristige Reinvestitionsquote wird aus dem Verhältnis aller Investitionen der Vorjahre, die entsprechend den in der Anlagenbuchhaltung ausgewiesenen Endstand der Anschaffungs- und Herstell​kosten zu ermitteln sind, zu den gesamten bilanziellen Abschreibungen, die durch den bilanziellen Endstand der steuerlichen Abschreibungen ausgewiesen werden, gebildet. Der Zugang zu den bilanziellen Abschreibungen im Pla​nungsjahr ist mit der langfristigen Reinvestitionsquote zu gewichten und bildet die Basis bzw. den Umfang der anzuerkennenden kalkulatorischen Abschrei​bungen. Die im Vergleich zum Nettosubstanzerhaltungsprinzip breitere, aber unmittelbar an die Investitionsleistung gekoppelte Abschreibungsbasis nach der leistungsäquivalenten Substanzerhaltung bildet zugleich die Basis für einen entsprechend angemessenen Zinssatz. Die Verzinsung des eingesetzten Kapitals auf Basis der breiten Bemessungsgrundlage des bilanziellen End​standes von Anschaffungs- und Herstellkosten soll einen angemessenen Gewinn herbeiführen und die darauf entfallenden Ertragssteuern abdecken, sowie die unternehmensspezifischen Fremdkapitalzinsen ausgleichen. Der Zinssatz soll sich am Diskontsatz der EZB orientieren. Die weitere Konkre​tisierung des Prinzips der leistungsäquivalenten Substanzerhaltung erfolgt auf der Grundlage der Netzentgeltverordnungen.

(Antrag Schleswig-Holstein:
4 : 7 : 5








Nein:
BE, BB, HE, MV, NI, SN, ST








Enth.:
BW, BY, HH, NW, SL)

(v. Dewitz)

1 IF  < 23 ...  
...

22 IF  < 23 ...  
...

23 IF  < 23 ...  


